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Die nächsten 30 Jahre 
sind entscheidend

Wie in den beiden vorstehenden Artikeln 
erwähnt, müssen in den nächsten 
Jahrzehnten nicht nur weiteres Wissen 
und Lösungsansätze geschaffen werden, 
sondern vor allem Resultate erzielt 
werden. Im Folgenden wollen wir 
aufzeigen, welche Entwicklungen dabei 
helfen können und welche Hindernisse 
zu erwarten sind.

A u t o r E N :  P r o f.  P E t E r  S t E i g E r  u N d  S E v E r i N  L E N E L ,  Z ü r i c h
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Mit der Einzonung eines Grundstücks wird der 

wichtigste Entscheid über die künftige Umwelt-

belastung eines Bauwerks gefällt. Die mögliche 

Ausnützung des Grundstücks, die Anbindung an 

die Verkehrs- und Versorgungsinfrastruktur und 

die klimatischen Auswirkungen sind damit bereits 

weitgehend definiert. 

Freiraum- und Energieplanung als Aufgabe 

der Kantone

Heute bestimmen die Gemeinden über solche 

Fragen. Damit aber eine geordnete Entwicklung 

des Raumes wie vom Raumplanungsgesetz 

vorgesehen erfolgen kann, ist eine Koordination 

über die Grenzen von Gemeinden und Kantonen 

hinweg erforderlich. Insbesondere ist dabei der 

Zersiedelung Einhalt zu gebieten, indem sehr gut 

erschlossene Standorte verdichtet und peripher 

gelegene Grundstücke ausgezont werden. Da-

ran, dass bei einem solchen Vorgehen stark 

unternutzte, aber zentrale Lagen (zum Beispiel 

Einfamilienhaus-Quartiere) komplett neu bebaut 

werden müssen, wird man sich gewöhnen müs-

sen. Mit einer geschickten Mischung einer Nut-

zung aus Wohnen, Versorgungseinrichtungen 

und Arbeitsstätten bietet sich gleichzeitig die 

Möglichkeit, die Mobilität einzudämmen.

Künftig muss die Planung jedoch primär von 

der bisher nicht besiedelten Fläche her erfolgen 

und diese vor zusätzlichen Belastungen wie zum 

Beispiel zusätzlichen Verkehrs- und Infrastruktur-

anlagen geschützt werden. Die Initiativen gegen 

Zweitwohnungen und gegen die zweite Tunnel-

röhre am Gotthard können als entsprechende 

Vorboten interpretiert werden. Aber auch inner-

halb des Siedlungsraums wird die Schaffung von 

attraktiven Zwischen- und Freiräumen den Auf-

enthalt trotz hoher Dichte angenehm machen. 

Dass solchen Entwicklungen starke Kräfte entge-

genstehen, zeigt das Referendum des Gewerbe-

verbands gegen die von den Räten beschlossene 

Revision des Raumplanungsgesetzes.

Energetische Sanierung des Gebäudebe-

stands als Herausforderung

Wenn es um die Reduktion von Treibhausgas-

emissionen oder Energieverbrauch geht, fällt 

dem Gebäudesektor als grösstem Energiever-

braucher eine Hauptrolle zu. Neubauten können 

problemlos ohne fossile Brennstoffe betrieben 

werden – dies zeigen zum Beispiel die bereits 

über 130 nach Minergie-A-zertifizierten Gebäu-

de. Auch die stets strenger werdenden gesetz-

lichen Vorschriften zielen in diese Richtung. Die 

Rate der energetischen Sanierung des Gebäu-

debestandes ist aber nach wie vor sehr gering 

und beträgt weniger als ein Prozent. Das heisst, 

dass es über 100 Jahre dauern würde, bis die 

heute bestehenden Gebäude auf einem energe-

tisch vertretbaren Niveau wären. So lange haben 

wir aber nicht Zeit – die eher optimistischen Pro-

Silser Ebene. 
Ein Beispiel für die 
Verhinderung der 
Verbauung wert-
voller Landschaften.
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gnosen der Erdölindustrie gehen von einer Ver-

sorgungsdauer von gut 50 Jahren aus, und die 

Vorhersagen der Klimaforscher legen uns nahe, 

noch wesentlich schneller den CO2-Ausstoss 

drastisch zu reduzieren.

Baustoffindustrie steht in der Verantwortung 

bei der «grauen Energie»

Wie neuere Untersuchungen zeigen, beträgt der 

Anteil der Baumaterialien für Erstellung und Bau-

teilersatz rund 50% der gesamten Umweltbelas-

tung im gesamten Lebenszyklus eines Gebäu-

des. Während der Betrieb mit einer geschickten 

Wahl der Haustechnik sehr gut beeinflusst wer-

den kann (zum Beispiel mit einer effizienten Wär-

mepumpe), ist dies bei den Baumaterialien we-

sentlich schwieriger. Wohl beinhalten Holz-

Leichtbauten weniger «graue Energie» als 

Massivbauten, aber bei identischen Anforderun-

gen an den Brand- und Schallschutz schmelzen 

die Unterschiede schnell dahin. Die Herstellpro-

zesse für Baumaterialien basieren meistens auf 

fossilen Energien und lassen sich nicht einfach 

umstellen. Backsteine zum Beispiel müssen 

während Stunden auf hoher Temperatur gebrannt 

werden. Das könnte man zwar auch mit einer 

Holzfeuerung bewerkstelligen, aber dann wären 

die Grenzen der nachhaltigen Versorgung in der 

Schweiz zumindest heute schnell erreicht. Trotz-

dem lässt sich bereits ein Trend hin zu CO2-redu-

zierten Herstellungsprozessen feststellen. Zum 

Beispiel hat ein grosser Zementhersteller ein 

Produkt auf den Markt gebracht, das mit gut 10% 

weniger Treibhausgasemissionen verbunden ist. 

Aber auch die Effizienz des Materialeinsatzes 

kann gesteigert werden, indem zum Beispiel bei 

Betondecken Hohlkörper eingelegt werden.

Die Lebensdauer der Bauteile und ihre 

Wiederverwendbarkeit lassen sich problemlos 

verlängern bzw. steigern. Bei der Lebensdauer 

sind vor allem die Planer gefordert, indem sie 

eine materialgerechte Verwendung sicherstellen. 

Witterungsempfindliche Bauteile (und das sind 

die meisten!) brauchen einen ausreichenden 

Witterungsschutz wie etwa ein Vordach oder eine 

Tropfkante. Bei Bauteilen mit hohem Gehalt an 

«grauer Energie» besitzt die Wiederverwendung 

ein besonders hohes Potenzial. Diese ist aber nur 

dann in hohem Mass möglich, wenn standardi-

sierte Produkte vorhanden sind, welche mit lös-

baren Verbindungen verbaut werden. So könnten 

etwa Stahlträger in genormten Längen und mit 

vorbereiteten Befestigungspunkten gefertigt 

werden, so dass deren Wiederverwendung ohne 

weitere Bearbeitung erfolgen kann.

Dem Recycling von Baustoffen wird in Zu-

kunft noch viel mehr Wert beigemessen werden. 

Bei «teuren» Materialien wie etwa Kupfer oder 

Aluminium funktioniert das Recycling bereits 

heute sehr gut. Mineralische Baustoffe aber 

werden heute noch zu wenig dem Recycling 

zugeführt. Dank Minergie-Eco konnte zwar er-

reicht werden, dass in der Schweiz Recycling-

Beton an vielen Orten verfügbar ist, und es ist zu 

hoffen, dass bald Recyclingbeton für alle normal 

beanspruchten Bauteile verwendet wird. Für 

weniger anspruchsvolle Aufgaben wie Hinterfül-

lungen oder Hüllbeton sollte in Zukunft aus-

schliesslich Recyclingmaterial verwendet werden.

Kunststoffe geraten nach wie vor zum über-

wiegenden Teil in die Kehrichtverbrennung. Hier 

bestünde mit einer chemischen Markierung in 

Verbindung mit standardisierten Kunststoffsor-

ten eine Möglichkeit, um auch einzelne Kunst-

stoffteile zu erkennen, für dieselbe Anwendung 

aufzubereiten und somit wesentlich länger im 

Materialkreislauf zu halten. Das dürfte wesentlich 

intelligenter sein als wertvolle Ackerbauflächen 

für die Herstellung von Biokunststoffen – welche aus 

ökologischer Sicht nur Nachteile bieten – zu opfern.

Dämmen kommt nicht so schnell 

aus der Mode

Auch in Zukunft wird die wärmetechnische Ge-

bäudesanierung einen zentralen Stellenwert 

einnehmen. Dämmung ist nicht teuer, verursacht 

– bei geschickter Wahl der Materialien – nur eine 

geringe Umweltbelastung und hat eine lange  

Nutzungsdauer und erfordert bei korrekter An-

wendung keinen Unterhalt. Wenn die wärmetech-

nische Sanierung zu einem Zeitpunkt durchge-

führt wird, wenn die davon betroffenen Bauteile 

sowieso erneuert werden müssen (zum Beispiel 

die Fassadendämmung bei Erneuerung des 

Verputzes), dann bestehen die Mehrkosten nur in 

der zusätzlichen Dämmung.

Durch ausgeklügelte Haustechnik-Konzepte 

wird es zwar möglich sein, einen grossen Teil der 

nicht erneuerbaren Energieträger zu substituie-

ren. Zum Beispiel basiert das an der ETH Zürich 
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entwickelte Zero-Emission-Konzept auf dieser 

Idee, bei der die Dämmung des Gebäudes in den 

Hintergrund tritt. Leider ist dies eine Mogelpa-

ckung: Man verlagert die Betriebsenergie in die 

«graue Energie», da für die Umsetzung eine sehr 

aufwendige Haustechnik benötigt wird. Unter 

dem Strich wird trotzdem viel CO2 emittiert, und 

da es sich um eher kurzlebige und eher war-

tungsintensive Komponenten handelt, werden 

solche Konzepte auch oftmals aus wirtschaft-

licher Sicht wenig attraktiv sein. Trotzdem stellt 

Zero-Emission einen Ansatz dar, der bei spezi-

ellen Bedingungen – zum Beispiel bei denkmal-

geschützten Bauten – interessant sein kann.

Im Zusammenhang mit Zero-Emission wird 

auch oft die Erstellung von Anergie-Netzen pro-

pagiert. Dabei werden unterschiedliche Verbrau-

cher miteinander verbunden, um die Abwärme 

des einen als Nutzwärme des andern zu verwen-

den. Damit die zeitlichen Verschiebungen von 

Produktion und Verbrauch gepuffert werden 

können, wird ein Erdspeicher eingebunden, der 

mittels Sonden bewirtschaftet wird. Dieses auf 

den ersten Blick sehr interessante System ist 

überall dort angebracht, wo Ab- und Nutzwärme 

in einem einigermassen ausgewogenen Verhält-

nis zueinander stehen und eine hohe Energie-

dichte besteht. Falls dies nicht der Fall ist, lohnt 

sich der Aufwand für die Vernetzung nicht. Zu-

dem ist zu bedenken, dass die Abwärme meis-

tens an die technischen Einrichtungen der Ge-

bäude (Informatik, Produktionsanlagen etc.) 

gekoppelt ist. Da diese Komponenten aber sehr 

kurzlebig sind, besteht die «Gefahr», dass die 

nächste Produktegeneration bereits wesentlich 

weniger Abwärme generiert. Deshalb dürfte es in 

Zukunft vermutlich attraktiver sein, thermisch 

autonome (das heisst gut besonnte, gut ge-

dämmte und höchstens passiv gekühlte) Gebäu-

de zu konzipieren, welche ihren allfälligen Ener-

gieüberschuss über das Stromnetz austauschen. 

Auch dort macht ein Pufferspeicher Sinn.

Technische Entwicklung hilft und 

bremst zugleich

Die technische Entwicklung und die damit einher-

gehende Preisentwicklung werden natürlich 

weiterhin zur Verbesserung der Energieeffizienz 

beitragen. Zum Beispiel haben sich die Kosten 

für Fotovoltaik-Module in der letzten Zeit massiv 

reduziert. Es hat ein harter Verdrängungskampf 

eingesetzt, dem bereits viele Hersteller zum 

Opfer gefallen sind. Dieser Trend wird sich auch 

in Zukunft fortsetzen, indem die Module höhere 

Erträge erzielen und die Herstelltechnologie 

weiter verbessert wird. Die Preisparität von So-

larstrom mit dem «normalen» Netzstrom zeichnet 

sich deshalb bereits jetzt ab. Dementsprechend 

wird es in einigen Jahren keine Förderbeiträge 

mehr brauchen, sondern man wird vielmehr ver-

hindern müssen, dass auf ungeeigneten Flächen 

– wie zum Beispiel in geschützten Ortsbildern – 

sich die Fotovoltaik-Anlagen zu sehr ausbreiten. 

Sowieso wäre die Förderung einfacher zu erzie-

len, wenn ein einheitlicher, kostendeckender 

Abnahmepreis für Fotovoltaik-Strom festgelegt 

würde, der durch die Energieversorgungsunter-

nehmen zu vergüten wäre.
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Far from Zero-Emis-
sion: Wohnhaus 
Bolleystrasse 35, 
Zürich, Architekt 
AGPS Architekten, 
Bild ©: viagialla.ch
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Um den Abgleich zwischen selbst produziertem 

(Fotovoltaik) und verbrauchtem Strom zu verbes-

sern, werden Energiespeicher benötigt. Diese 

können entweder im Gebäude selbst  1 oder aber 

im lokalen Netz untergebracht werden. Dazu 

kann auch die Einbindung von Elektrofahrzeugen 

dienen, da diese typischerweise mit grossen 

Energiespeichern ausgestattet sind. 2 Selbstver-

ständlich braucht es dazu eine Kommunikation 

zwischen Netz, Speichern und Verbrauchern 

(Smart Grid). So könnten etwa die Smart-Phones 

der Fahrzeugbenutzer anhand der eingetragenen 

Termine dem Fahrzeug mitteilen, wohin am nächs- 

ten Tag gefahren wird, worauf das Fahrzeug dem 

Netz die Verfügbarkeit seiner Batterie mitteilt. 

Das Netz hingegen teilt dem Fahrzeug mit, wann 

es am günstigsten die Batterien auflädt.

Auch die LED-Technik hat in letzter Zeit 

weniger bezüglich Energieeffizienz Fortschritte 

gemacht, sondern bezüglich der Kosten. Heute 

ist es in vielen Fällen wirtschaftlicher, LED für die 

Beleuchtung einzusetzen, wenn die gesamten 

Lebenszykluskosten betrachtet werden.

Aber gerade der schnelle technologische 

Fortschritt führt dazu, dass viele Modernisie-

rungsvorhaben nicht umgesetzt werden. Weil die 

rasante Entwicklung im Bereich Computertech-

nik von vielen Personen als Massstab angesehen 

wird, befürchten viele, dass auch andere tech-

nische Innovationen innert weniger Jahre bereits 

überholt sein werden. Deshalb warten sie mit der 

Erneuerung eines veralteten Systems zu in der 

Meinung, dass es wohl bald ein noch innova-

tiveres Produkt geben wird. Ein thermischer 

Solarkollektor – als Beispiel einer «reifen» Tech-

nologie – war vor zehn Jahren nur unwesentlich 

weniger effizient als heute und kostet heute in 

etwa noch gleich viel wie damals. Zuwarten 

macht da also gar keinen Sinn.

Der Einstieg zum Ausstieg ist für die Politik 

beschlossene Sache

Zu Beginn der Entwicklung der «2000-Watt-

Gesellschaft» bestand noch Übereinstimmung 

mit der ETH, dass Kernenergie in einer mittelfris-

tigen Perspektive durch Suffizienz und Effizienz 

beim Energieverbrauch sowie durch Ersatz mit 

erneuerbaren Energien verdrängt würde. Mit dem 

Wechsel des Präsidiums hat sich die ETH aber 

bereits nach acht Jahren von der «2000-Watt-

Gesellschaft» wieder verabschiedet und mit dem 

neuen Konzept der «1-Tonnen-CO2-Gesellschaft» 

einen zweiten Weg eröffnet. Was wie ein Spiel mit 

Worten aussieht, entpuppt sich als Kampf um 

Einfluss auf die nationale Energiepolitik. Vor 

allem die grossen Stromproduzenten befürchten, 

dass sie ihre Kernenergieanlagen schon bald 

stilllegen müssen. Aus Wirtschaftskreisen wird 

ein «Zurückfahren des Energieverbrauchs auf 

das Niveau einer früheren Generation als ener-

giepolitischer Wahnsinn» bezeichnet 3, und mit 

dem Begriff einer vermeintlichen «Stromlücke» 

werden erhebliche Ängste geschürt. Wer soll sich 

auf den Absenkpfad einer «2000-Watt-Gesell-

schaft» begeben, wenn Komfortverlust in Aus-

sicht steht und angeblich Gewinn und/oder Ar-

beitsplätze gefährdet sind?

Dennoch hat der Nationalrat nach einer 

Atomdebatte am 8. Juni 2011 – unter dem Ein-

druck der Atomkatastrophe von Fukushima – den 

schrittweisen Ausstieg aus der Kernenergie 

beschlossen. Der Bundesrat hat diesen am 25. Mai 

2012 mit dem «Einstieg in den Atomverzicht» 

nachvollzogen. Die Schweiz folgte damit den 

umliegenden Ländern wie Deutschland und Ita-

lien, die ebenfalls den Atomausstieg ankündigten 

oder wie Österreich, das ein bereits fertiggestell-

tes Kernkraftwerk nicht in Betrieb nahm. Wie 

erwartet, lösten die Ausstiegsszenarien des 

Bundesrates zwischen den Interessenvertretern 

der Energiewirtschaft und den Gegnern der 

Atomkraft erneut heftige Debatten aus. Einmal 

mehr tritt der Konflikt zwischen privatwirtschaft-

lichen Gewinnen und volkswirtschaftlichem 

Mehrwert – etwa durch Wegfall von Konsumaus-

gaben infolge Senkung des Energieverbrauchs 

und entsprechender Reduktion schädlicher  

Umweltbelastungen – zutage. Nicht einmal die 

Reduktion des jährlichen Energieverbrauchs  

pro Person bleibt unbestritten. Denn dieser ist 

nicht um 35%, sondern auf 35% zu senken, wenn 

die Ziele der 2000-Watt-Gesellschaft in nütz-

licher Frist erreicht werden sollen.

1 Typische Kapazitäten für ein Einfamilienhaus betragen ca. 9 kWh, womit eine 80- bis 90-prozentige Netzautonomie erzielt werden kann. 
2 Das modernste verfügbare Elektrofahrzeug, der Tesla-Model S, besitzt je nach Ausführung eine Batterie mit einer Kapazität von bis zu 
 85 kWh – das entspricht nur etwa 8.5 Litern Benzin. 
3 Thomas Held: Energiepolitischer Wahnsinn. In: Das Magazin, Nr. 40, 6.10-12.10.2012, S. 42
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Energiestrategie 2050 – 

ein Instrument der Stromkonzerne?

Wenig erstaunlich, dass sich die Geister auch bei 

den Massnahmen zum Atomausstieg, wie sie in der 

Energiestrategie 2050 des Bundesrates kürzlich 

veröffentlicht wurden 4, scheiden. Sie bestehen vor 

allem aus technischen Lösungen, welche die Strom-

konsumenten weiterhin ans Stromnetz binden wol-

len. Die Stromnetze sollen ausgebaut werden, um 

für die Überbrückung des Ausfalls von Kernenergie 

durch Gaskraftwerke und für den Stromtransport 

zusätzlicher Wasserkraft- und Pumpspeicherwerke 

sowie den Transport von Energie aus Wind und 

Sonne dienen zu können. Der Ausbau der bestehen-

den Produktionsanlagen soll wieder vorangetrieben 

werden. Ohne Kostendeckel sollen Wasserkraft und 

Windkraft als erneuerbare Energie gefördert, die 

Stromnetze erneuert und für die zusätzlichen Strom-

mengen erweitert oder ausgebaut sowie die Volks-

rechte gegen solche Anlagen im nationalen Interes-

se beschnitten werden. Die Förderung von dezen-

traler Nutzung der Sonnenenergie hat nur einen 

geringen Stellenwert. Offenbar darf daraus keine 

Konkurrenz für die Stromwirtschaft entstehen. 

Insbesondere das Fehlen eines einheitlichen Tarifs 

für die Rückspeisung von Fotovoltaik-Strom wird 

sich noch über Jahre hemmend auf die Produktion 

von erneuerbarer Energie in der Schweiz auswirken. 

Dabei würde gerade die dezentrale Stromproduktion 

erlauben, die Risiken durch die Abhängigkeit von 

den grossen Übertragungsnetzen zu reduzieren und 

den Gemeinden mehr Autonomie zu geben. Immer-

hin wurde in der Energiestrategie 2050 auch festge-

halten, dass die CO2-Emissionen aus dem Gebäu-

desektor mittels Förderung der Sanierung des Ge-

bäudebestandes abgesenkt werden sollen.

Nicht an der Technik scheitert es, 

sondern am Widerstand der Beteiligten

Obwohl sich das technische und methodische 

Instrumentarium zur Reduktion des Energiever-

brauchs und für die Verwendung erneuerbarer 

Energie in den letzten Jahren gewaltig erweitert 

hat, stellen wir auch heute immer wieder fest, 

dass die Umsetzung nicht stattfindet – und dies 

aufgrund der unterschiedlichen Interessen oder 

der Ignoranz der zahlreichen Akteure auf den 

verschiedenen Entscheidungsebenen.

Schon vor 25 Jahren führten Unverständnis 

und Ablehnung auf Seiten der zuständigen Ak-

teure – für die Umsetzung der energetischen 

Gebäudesanierung der Technischen Universität 

Darmstadt – zur Idee, diese Widerstände und die 

gesellschaftlichen Hürden zur Senkung des Ener-

gieverbrauchs wissenschaftlich zu untersuchen.

Ein entsprechendes Forschungsgesuch an 

die Volkswagen-Stiftung unter dem Titel «Bau-

stoffauswahl als sozialer Prozess» wurde aber 

abgelehnt. Ein sieben Jahre später eingereichter 

Projektantrag mit ähnlicher Zielsetzung für das 

Nationale Forschungsprogramm NFP 54 unter 

dem Titel «Entwicklung des Gebäudebestandes 

als sozialer Prozess» hatte ebenfalls keinen Erfolg.

Heute zeugt das Gerangel zwischen dem 

Eidgenössischen Finanzdepartement und dem 

Eidgenössischen Departement für Umwelt, Ver-

kehr und Energie (UVEK) um Lenkungsabgaben 

auf Energie, CO2-Abgabe oder gar um den Ersatz 

der Mehrwertsteuer durch Abgaben auf nicht 

erneuerbare Energien zumindest von Mangel an 

gesellschaftlichem Weitblick für den beschlos-

senen Ausstieg aus der Kernenergie. Denn jede 

Art von Abgabe auf Energie, die unabhängig von 

deren Verwendung erhoben wird, wirkt sich unter-

schiedlich auf die Gewohnheiten des grenzen-

losen Zugriffs auf Energieressourcen aus und 

erzeugt oder verstärkt soziale Spannungen. Nur 

unmissverständliche Anreizsysteme, die im di-

4 Neue Zürcher Zeitung, Ausgabe vom 29. September 2012.

Fotovoltaik-Anlage 
auf dem Dach des 
Stadions Letzigrund, 
Zürich
Bild ©: Stadt Zürich, 
Amt für Hochbauten
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rekten Verhältnis des Verbrauchs zu den Kosten 

für Energie in Haushalt, Industrie und Mobilität 

stehen oder sogenannte Bonus-Malus-Systeme, 

welche die Energieverbraucher unmittelbar an ihre 

persönliche Energieverwendung erinnern, werden 

eine nachhaltige und steuerneutrale Verhaltensän-

derung bewirken. Denn seit kein Brennholz mehr 

aus dem Wald getragen und gespalten werden 

muss, gibt es kaum mehr spürbare «Rückmel-

dungen» auf das eigene Verhalten bezüglich Ener-

gie. Die Schweiz besitzt hervorragende Kompe-

tenzen für die Entwicklung von Messgeräten jegli-

cher Art. Diese erlauben es, den Energieverbrauch 

aus dem abstrakten, statistischen Bereich zu 

lösen und dem einzelnen Verbraucher näher zu 

bringen – vergleichbar mit der Verschiebung der 

Zeitangabe vom Kirchturm auf die Armbanduhr. 

Zur Entwicklung geeigneter Einrichtungen sind 

entsprechende Anreize und Rahmenbedingungen 

bezüglich Messweise und Anwendung zu schaf-

fen. Mit solchen Anzeigen an den Orten, wo die 

Benutzer Einfluss nehmen können – zum Beispiel 

bei der Temperaturregelung einer Wohnung – wäre 

es ein Leichtes, den Energie- und Wasserver-

brauch sichtbar zu machen und mit geeigneten 

Benchmarks zu vergleichen. So hat zum Beispiel 

vor rund 20 Jahren der Einbau von öffentlich  

einsehbaren Gaszählern für jede einzelne Woh-

nung einer Siedlung geradezu eine Rally unter der 

Bewohnerschaft für einen möglichst niedrigen 

Verbrauch ausgelöst. 5 

Auf die richtigen Rahmenbedingungen 

kommt es an

Heute ist es keine Frage mehr, ob sich mit dem 

verfügbaren technischen Instrumentarium die 

Effizienz von Energieanlagen erhöhen und nicht 

erneuerbare durch erneuerbare Energien erset-

zen lassen. So wie vor vielen Jahren mithilfe  

des Staates das giftige und unfallträchtige Gas 

durch Strom aus Wasserkraft verdrängt wurde, 

lässt sich heute das noch gefährlichere Uran 

ganz und die fossilen Energieträger weitgehend 

durch erneuerbare Energien ersetzen. Mit tech-

nischer Innovation und freiwilligen Anstren-

gungen – wie etwa Gebäudelabels – ist dieser 

Umbau allein jedoch nicht zu schaffen. Wohl 

werden in gesetzten politischen Rahmenbedin-

gungen diese Massnahmen zu einer Senkung 

des Energieverbrauchs führen. Für den erforder-

lichen, grundlegenden Wechsel des Energie-

systems aber – diesmal von nicht erneuerbarer 

auf erneuerbare Energie – muss der Gesetzge-

ber geeignete soziale und wirtschaftliche Rah-

menbedingungen für diese arbeitsteilige Umset-

zung schaffen, damit sich Investitionen lohnen 

und bezahlt machen. Wie wir seit der Finanzkri-

se wissen, sind auf dem Finanzmarkt genügend 

Mittel für einen solchen Umbau der nationalen 

Energieversorgung vorhanden. Es braucht nur 

den politischen Willen, um aus dem «Einstieg  

in den Atomverzicht» auch einen Ausstieg zu 

machen.

5 Wohnsiedlung «Unterm Stallen» in Oberwil/Baselland, 1991. Geplant und gebaut nach «PLENAR»-Prinzipien. Architekt: Peter Steiger.

Verursacherge-
rechte, unmittelbare 
Überwälzung der 
Kosten wirkt. Dank 
der weitgehenden 
Einführung der 
Sackgebühr konn-
ten die Abfallmen-
gen in der Schweiz 
innert 10 Jahren um 
mehr als 15% redu-
ziert werden.
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Zu DEN AuToREN
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GmbH. Weitere Informationen können Peter Steigers 
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zum Nachhaltigen Bauen», gta Verlag Zürich, 
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